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Antrag 

des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Bundesbahnpolitik im Zonenrandgebiet 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Gemäß § 4 des Zonenrandförderungsgesetzes vom 5. August 1971 
(BGBl. I S. 1237) sind die Verkehrserschließung und Verkehrsbe- 
dienung im Zonenrandgebiet bevorzugt zu fördern. 

Seit Inkrafttreten des Zonenrandförderungsgesetzes läßt sich eine 
bevorzugte Förderung der Verkehrserschließung und Verkehrs- 
bedienung im Zonenrandgebiet beim Verkehrsträger Deutsche 
Bundesbahn noch nicht einmal im Ansatz erkennen. Bis heute 
wurde keine neue Bundesbahnstrecke im Zonenrandgebiet 
gebaut und dem Verkehr übergeben. Seit dem 5. August 1971 
wurden lediglich jeweils ein Bahnhof im Reisezugbetrieb und ein 
Bahnhof für den Güterverkehr im Zonenrandgebiet neu einge- 
richtet und dem Verkehr übergeben. 

Statt dessen hat sich die Qualität der Verkehrserschließung und 
Verkehrsbedienung der Deutschen Bundesbahn im Zonenrand- 
gebiet seit Inkrafttreten des Zonenrandförderungsgesetzes sogar 
noch kontinuierlich erheblich verschlechtert. 

So wurde auf insgesamt 52 Bundesbahnstrecken, die entweder 
ganz oder teüweise innerhalb des Zonenrandgebietes liegen bzw. 
lagen, der Reisezugbetrieb dauernd eingestellt. Von der Gesamt- 
streckenlänge dieser 52 Bundesbahnstrecken (1217 km) liegen 
1 003 Streckenküometer direkt im Zonenrandgebiet. Da das bun- 
desweite Streckennetz der Deutschen Bundesbahn im Reisezug- 
betrieb um insgesamt rund 3 100 km seit 1970 schrumpfte, entfiel 
seit Inkrafttreten des Zonenrandförderungsgesetzes etwa jeder 
dritte für den Reisezugbetrieb stillgelegte Bundesbahnkilometer 
auf das Zonenrandgebiet. Das Zonenrandgebiet mit etwa einem 
Fünftel der Fläche des Bundesgebietes mußte etwa ein Drittel der 
für den Reisezugbetrieb stillgelegten Streckenküometer verkraf- 
ten und war damit überdurchschnittlich von Streckenstülegungen 
im Reisezugbetrieb betroffen. Auch bei der Einstellung des 
Gesamtbetriebes von Bundesbahnstrecken wurde das Zonen- 
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randgebiet seit dem 5. August 1971 im Vergleich zum gesamten 
Bundesgebiet überdurchschnittlich getroffen. Von den rund 1 600 
für den Güterzugbetrieb stillgelegten Streckenkilometern entfal- 
len mit 462 km etwa 29 v. H auf das Zonenrandgebiet. Insgesamt 
wurden seit dem 5. August 1971 47 Bundesbahnstrecken, die 
entweder ganz oder teilweise innerhalb des Zonenrandgebietes 
hegen bzw. lagen, für den Güterzugbetrieb stillgelegt. Außerdem 
wurden seit Inkrafttreten des Zonenrandförderungsgesetzes ins- 
gesamt 501 Bahnhöfe und Haltepunkte für den Reisezugbetrieb 
und 127 Bahnhöfe für den Güterverkehr geschlossen. Da im 
gesamten, bundesweiten Streckennetz der Deutschen Bundes- 
bahn seit dem 5. August 1971 rund 1100 Bahnhöfe und Halte- 
punkte geschlossen wurden, entfiel nahezu jede zweite Bahnhof s- 
schließung auf das Zonenrandgebiet. Überdurchschnittlich stark 
betroffen war das Zonenrandgebiet auch bei der Streichung von 
Nahverkehrszügen. Im gesamten Betrieb der Deutschen Bundes- 
bahn verringerte sich das Angebot an Nahverkehrszügen von 
1970 bis 1982 um rund 31 v. H. Unter Berücksichtigung des 
S-Bahn-Verkehrs betrug der Rückgang sogar nur 13 v. H. Demge- 
genüber verringerte sich die Zahl der Nahverkehrszüge auf Bun- 
desbahnstrecken, die entweder ganz oder teüweise innerhalb des 
Zonenrandgebietes hegen bzw. lagen, seit 1970 um 44,6 v. H. 
Fuhren 1970 noch 822 268 Nahverkehrszüge auf Bundesbahn- 
strecken im Zonenrandgebiet, so waren es 1983 mit 455 389 
Zügen nur noch gut die Hälfte. Außerdem ist der Reisezugbetrieb 
auf Strecken innerhalb des Zonenrandgebietes bereits heute auf 
13 Bundesbahnstrecken an Sonntagen und auf weiteren 24 Bun- 
desbahnstrecken sogar an Samstagen und Sonntagen ganz einge- 
stellt. Zudem verringerte sich die Zahl von Bundesbahnbeschäf- 
tigten, die ihren Dienst an Dienststellen innerhalb des Zonenrand- 
gebietes verrichteten, seit 1974 um 25,4 v. H. von 45 763 auf 34 135 
Beschäftigte. Während kein Ausbesserungswerk und keine son- 
stige große Dienststelle der Deutschen Bundesbahn im Zonen- 
randgebiet neu in Betrieb genommen oder in das Zonenrandge- 
biet hineinverlegt wurde, sind die Ausbesserungswerke Göttin- 
gen und Braunschweig geschlossen und die Bundesbahndirektion 
Kassel aufgelöst worden. 

Der negative Trend bei der Verkehrserschließung und Verkehrs- 
bedienung der Deutschen Bundesbahn im Zonenrandgebiet hält 
weiter an. Für zusätzüche 25 Bundesbahnstrecken im Zonenrand- 
gebiet ist das Stillegungsverfahren für den Reisezugbetrieb 
bereits ebenso eingeleitet wie für 20 weitere Strecken im Güter- 
zugbetrieb. Bereits zum Fahrplanwechsel Juni 1984 sollen sechs 
Bundesbahnstrecken für den Reisezugbetrieb und fünf Strecken 
für den Güterzugbetrieb stillgelegt werden. Auf weiteren zwei 
Bundesbahnstrecken soll der Reisezugbetrieb zum Fahrplan- 
wechsel an Samstagen ganz eingestellt werden und auf elf Strek- 
ken an Werktagen außer Samstag weiter ausgedünnt werden. 
Insgesamt sollen zum Fahrplanwechsel wöchentlich 208 Nahver- 
kehrszüge im Zonenrandgebiet entfallen und weitere 30 Bahn- 
höfe und Haltepunkte für den Reisezugbetrieb sowie zehn Bahn- 
höfe für den Güterverkehr geschlossen werden. 
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Insgesamt gesehen sind seit Inkrafttreten des Zonenrandförde - 
rungsgesetzes im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet im 
Zonenrandgebiet überproportional viele Streckenkilometer der 
Deutschen Bundesbahn sowohl im Reisezugbetrieb als auch im 
Güterzugbetrieb stillgelegt worden, überproportional viele Bahn- 
höfe und Haltepunkte geschlossen worden und überproportional 
viele Nahverkehrszüge gestrichen worden. Diese überproportio- 
nale Verschlechterung der Verkehrserschließung und Verkehrs- 
bedienung beim Verkehrsträger Deutsche Bundesbahn im Zonen- 
randgebiet ist mit den Vorgaben des § 2 Abs. 1 Nr. 4 des Raumord- 
nungsgesetzes und insbesondere des § 4 des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes nicht zu vereinbaren. Um so mehr muß die zukünf- 
tige Bundesbahnpolitik im Zonenrandgebiet die Vorgaben des 
Raumordnungsgesetzes und des Zonenrandförderungsgesetzes 
beachten. 


II. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. die Genehmigung gemäß § 14 Abs. 3 Buchstabe b des Bundes- 
bahngesetzes für die dauernde Einstellung des Betriebes einer 
Bundesbahnstrecke, eines wichtigen Bahnhofs sowie den 
Übergang vom zweigleisigen zum eingleisigen Betrieb in 
Zukunft zu versagen, sofern diese Bahnhöfe im Zonenrandge- 
biet liegen bzw. die Bundesbahnstrecken entweder ganz oder 
teüweise im Zonenrandgebiet liegen, 

2. die Genehmigung gemäß § 14 Abs. 3 Buchstabe d des Bundes- 
bahngesetzes für die Stillegung von Ausbesserungswerken 
oder sonstigen großen Dienststellen der Deutschen Bundes- 
bahn sowie deren Verlegung aus dem Zonenrandgebiet heraus 
in Zukunft zu versagen, sofern diese Ausbesserungswerke oder 
sonstige große Dienststellen innerhalb des Zonenrandgebietes 
liegen, 

3. durch entsprechende Zielvorgaben an die Deutsche Bundes- 
bahn sicherzustellen, daß die Deutsche Bundesbahn die Ver- 
kehrserschließung und Verkehrsbedienung im Zonenrandge- 
biet durch die Schließung von Bahnhöfen und Güterabfertigun- 
gen nicht weiter verschlechtert, 

4. durch entsprechende Zielvorgaben an die Deutsche Bundes- 
bahn sicherzustellen, daß die Deutsche Bundesbahn den 
Betrieb ihres Schienenverkehrs auf Strecken innerhalb des 
Zonenrandgebietes durch die Modernisierung von Oberbau 
und Anlagen, den Einsatz wirtschaftlicherer Fahrzeuge sowie 
die Einführung wirtschaftlicherer Betriebsweisen kostengünsti- 
ger gestaltet, 

5. durch entsprechende Zielvorgaben an die Deutsche Bundes- 
bahn sicherzustellen, daß die Deutsche Bundesbahn ihr Ange- 
bot im Schienenpersonennahverkehr innerhalb des Zonen- 
randgebietes verbesssert und attraktiver gestaltet, 

6. bei allen Maßnahmen die Zielsetzungen des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes und des Raumordnungsgesetzes zu beachten 
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und dafür Sorge zu tragen, daß auch die Deutsche Bundesbahn 
diesen Vorgaben nachkommt, 

7. den gemäß § 28 a des Bundesbahn gesetzes ggf. an die Deut- 
sche Bundesbahn zu leistenden Ausgleich für die durch die 
Versagung von Genehmigungen für Maßnahmen der Deut- 
schen Bundesbahn im Zonenrandgebiet entstehenden Mehr- 
aufwendungen und Investitionsausgaben im Haushaltsplan 
des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen auszu- 
weisen. 

Bonn, den 2. April 1984 

Drabiniok 

Beck-Oberdorf , Schily, Kelly und Fraktion 


Begründung 

§2 Abs. 1 Nr. 4 des Raumordnungsgesetzes hat die Zielsetzung, 
daß die Leistungskraft des Zonenrandgebietes bevorzugt mit dem 
Ziel zu stärken ist, daß in allen seinen Teüen Lebens- und Arbeits- 
bedingungen sowie eine Wirtschafts- und Sozialstruktur geschaf- 
fen werden, die denen im gesamten Bundesgebiet mindestens 
gleichwertig sind. U. a. ist vorgegeben, daß die Verkehrseinrich- 
tungen vordringlich zu schaffen sind. § 1 Abs. 2 des Zonenrandför- 
derungsgesetzes schreibt vor, daß der Förderung des Zonenrand- 
gebietes von den Behörden des Bundes, den bundesunmittelba- 
ren Planungsträgern und im Rahmen der ihnen obhegenden Auf- 
gaben. von den bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts besonderer Vorrang einzu- 
räumen ist. Außerdem ist gemäß § 4 des Zonenrandförderungsge- 
setzes die Verkehrserschließung und Verkehrsbedienung im 
Zonenrandgebiet bevorzugt zu fördern. Die bisherige Bundes- 
bahnpolitik hat diese Vorgaben grob mißachtet. Im krassen 
Gegensatz zu diesen Zielsetzungen ist die bisherige Bundesbahn- 
politik im Zonenrandgebiet gekennzeichnet durch 

— die Stillegung überproportional vieler Streckenkilometer 
sowohl im Reisezugbetrieb als auch im Güterzugbetrieb, 

— die Schließung überproportional vieler Bahnhöfe und Halte- 
punkte, 

— die Streichung überproportional vieler Nahverkehrszüge, 

— die Schließung von Bundesbahnschulen und Ausbesserungs- 
werken, 

— den Abbau der Bundesbahnarbeitsplätze um 25,4 v. H. in den 
letzten zehn Jahren, 

Diese Bundesbahnpolitik darf nicht fortgesetzt werden. Gerade 
für das Zonenrandgebiet ist ein leistungsfähiger Schienenverkehr 
von besonderer Bedeutung. Die Anbindung an das Schienennetz 
der Deutschen Bundesbahn ist eine wichtige Voraussetzung für 
Maßnahmen zum Ausgleich des Gefälles zwischen dem struktur- 
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schwachen Zonenrandgebiet und den strukturstarken Regionen 
der Bundesrepublik Deutschland. Auch die Deutsche Bundesbahn 
als bundesunmittelbarer Planungsträger gemäß § 1 Abs. 2 des 
Zonenrandförderungsgesetzes hat die Vorgabe durch den § 4 des 
Zonenrandförderungsgesetzes zwingend zu beachten und ist des- 
halb gehalten, die Verkehrserschließung und Verkehrsbedienung 
im Zonenrandgebiet bevorzugt zu fördern. Allerdings findet diese 
Verpflichtung dort ihre Grenze, wo die Eigenwirtschaftlichkeit 
der Deutschen Bundesbahn nicht mehr gewährleistet ist. Diese 
Unterordnung der gemeinwirtschaftlichen Aufgaben ergibt sich 
zwingend aus § 28 des Bundesbahngesetzes, der vorgibt, daß die 
Deutsche Bundesbahn „wie ein Wirtschaftsunternehmen mit dem 
Ziel bester Verkehrsbedienung nach kaufmännischen Grundsät- 
zen so zu führen" ist, „daß die Erträge die Aufwendungen ein- 
schließlich der erforderlichen Rückstellungen decken". Nur in 
diesem Rahmen hat die Deutsche Bundesbahn ihre gemeinwirt- 
schaftliche Aufgabe zu erfüllen und somit die Vorgaben des 
Zonenrandförderungsgesetzes zu beachten. Beabsichtigt die 
Deutsche Bundesbahn, Maßnahmen durchzuführen, die ihr aus 
eigen wirtschaftlichen Gründen geboten erscheinen - z.B. Strek- 
kenstillegungen -, jedoch mit den Vorgaben des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes nicht zu vereinbaren sind, so geht die Verantwor- 
tung für die Berücksichtigung der Zielsetzung des Zonenrandför- 
derungsgesetzes zwingend auf die Bundesregierung über. 
Gemeinwirtschaftlichen Interessen auch gegenüber eigenwirt- 
schaftlichen Interessen der Deutschen Bundesbahn Geltung zu 
verschaffen und Vorrang einzuräumen, ist als politische Entschei- 
dung Aufgabe in erster Linie des Bundesministers für Verkehr, 
dem das Bundesbahngesetz in § 14 Abs. 3 Satz 2, § 15 Satz 1 und 
§16 Abs. 4 Satz 1 die dazu erforderlichen Versagungs-, Ein- 
spruchs- und Auflagenbefugnisse gegenüber der Deutschen Bun- 
desbahn zuerkennt. Da im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet 
im Zonenrandgebiet überproportional viele Streckenkilometer 
sowohl für den Reisezugbetrieb als auch für den Güterzugbetrieb 
stillgelegt worden sind, soll die Genehmigung gemäß § 14 Abs. 3 
Buchstabe d des Bundesbahngesetzes für die dauernde Einstel- 
lung des Betriebes einer Bundesbahnstrecke in Zukunft versagt 
werden, soweit diese Strecken entweder ganz oder teüweise 
innerhalb des Zonenrandgebietes liegen. Jede weitere Strecken- 
stillegung im Zonenrandgebiet, und sei sie noch so betriebswirt- 
schaftlich notwendig, führt zu einer weiteren Verschlechterung 
der ohnehin nicht befriedigenden Verkehrsverhältnisse des 
Zonenrandgebietes auf dem Gebiet des Eisenbahnverkehrs. 
Streckenstillegungen für den Güterzugbetrieb können insbeson- 
dere dazu führen, daß Gewerbebetriebe aus dem Zonenrandge- 
biet abwandern oder aber es nicht gelingt, aufgrund fehlender 
Schienenanschlüsse neue Betriebe im Zonenrandgebiet anzusie- 
deln. Der gesamtwirtschaftliche Schaden, der aufgrund von Strek- 
kenstillegungen für den Güterverkehr eintreten könnte, wird in 
vielen Fällen höher sein als der betriebswirtschaftliche Erfolg für 
die Deutsche Bundesbahn. Gleiches gilt für Streckenstillegungen 
im Reisezugbetrieb. In vielen Regionen des Zonenrandgebietes ist 
die Fremdenverkehrswirtschaft tragender Wirtschaftsfaktor und 
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auf die Schienenanbindung dringend angewiesen. Streckenstille- 
gungen könnten für manche Fremdenverkehrsorte erhebliche 
Einbußen mit sich bringen. Der oft angeführte Busersatzverkehr 
anstelle der Zugverbindungen kann kein gleichwertiges Angebot 
darstellen, da er gegenüber dem Zug eine Menge Nachteüe mit 
sich bringt: 

— der Bus fährt oft eine längere Strecke, so daß die Fahrtzeit 
länger ist als beim Zug und oft ein höherer Fahrpreis die Folge 
ist, 

— der Busverkehr ist vom Individualverkehr und von der Witte- 
rung abhängig, so daß Pünktlichkeitsgrad und Verkehrssi- 
cherheit geringer sind als beim Zug, 

— das Sitzplatzangebot im Bus ist geringer als im Zug, so daß die 
Fahrgäste oftmals stehen müssen und die Gefahr besteht, bei 
großem Andrang nicht alle Fahrgäste befördern zu können, 

— im Gegensatz zum Zug verfügt der Bus nicht über sanitäre 
Anlagen (Toüetten/ Waschbecken), 

— im Gegensatz zu Bahnhöfen verfügen Bushaltestellen kaum 
über ausreichenden Wetterschutz oder gar beheizte Warte- 
räume, 

— der Bus ist unangenehm eng und bietet weniger Platz für die 
Mitnahme von Gepäck, Kinderwagen und sperrigen Gegen- 
ständen, z.B. Skier der Wintersportler, 

— im Gegensatz zum Zug ist die Mitnahme von Fahrrädern nicht 
mögüch, 

— die Fahrweise von Bussen ist imruhiger, 

— viele Reisende vertragen die Busfahrt nicht (Reisekrankheit), 

— Lesen ist im Gegensatz zum Zug im Bus kaum möglich, 

— der Übergang an Knotenbahnhöfen ist vom Bus auf den Zug 
wesentlich unbequemer als von Zug zu Zug, 

— durch andauernde Streckenstillegungen werden die Fahrt- 
strecken der Busse immer länger, 

— im Gegensatz zum Zug verfügt der Bus nicht über Raucherab- 
teüe, 

— die Benutzung von Bussen ist inbesondere für ältere Men- 
schen und Schwerbehinderte oft eine zusätzliche Belastung 
bzw. manchmal auch vollkommen ausgeschlossen. 

Aufgrund dieser deutlich geringeren Attraktivität des Busdienstes 
ist es nicht verwunderlich, wenn eine vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im Jahre 1978 durchge- 
führte Untersuchung (raumstrukturelle Wirkungen der Stillegung 
von Eisenbahnstrecken) zu dem Ergebnis kam, daß der Busersatz- 
verkehr im Durchschnitt nur von 50 v. H. der ehemaligen Bahn- 
fahrer in Anspruch genommen wird. Da der Bus gegenüber dem 
Zug kein gleichwertiges Verkehrsmittel ist, bedeutet jede weitere 
Einstellung des Reisezugbetriebes auf Bundesbahnstrecken eine 
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weitere Benachteiligung bei der Verkehrserschließung und Ver- 
kehrsbedienung des Zonenrandgebietes. Allerdings reicht eine 
bloße Versagung der Genehmigung für Streckenstillegungen 
nicht aus, um den Anforderungen des § 4 des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes gerecht zu werden. Das Angebot im Schienenper- 
sonennahverkehr der Deutschen Bundesbahn ist insbesondere 
auch auf Strecken im Zonenrandgebiet bereits so unattraktiv, daß 
begleitende Maßnahmen erforderlich sind. Deshalb soll die Bun- 
desregierung der Deutschen Bundesbahn Zielvorgaben erteilen, 
um den Verkehr auf der Schiene sowohl wirtschaftlicher als auch 
attraktiver zu gestalten. Mit relativ geringem Aufwand sind z. B. 
folgende Maßnahmen sinnvoll: 

— durch die Modernisierung des Oberbaus können Langsam- 
fahrstellen beseitigt werden und somit die Zuggeschwindig- 
keit erhöht werden, 

— die Betriebsabwicklung kann durch Einführung von Zugleit- 
betrieb, Funkleitbetrieb oder signalisiertem Fernsteuerbetrieb 
erheblich rationeller und damit kostengünstiger durchgeführt 
werden, 

— durch die technische Sicherung bisher ungesicherter Bahn- 
übergänge können Geschwindigkeitsbegrenzungen für die 
Züge aufgehoben werden, so daß sich die Reisezeit der Züge 
vermindert bei gleichzeitiger Erhöhung der Verkehrssicher- 
heit, 

— durch Neuanlage oder Verschiebung von Haltepunkten kann 
häufig die Erschließungswirkung einer Bahnstrecke erhöht 
und an die geänderte Siedlungsentwicklung angepaßt 
werden, 

— durch die Beschaffung und den Einsatz der neuentwickelten 
Leichttriebwagen VT 627 und VT/VS 628/928 im Einmannbe- 
trieb könnten die Betriebskosten erheblich gesenkt werden 
bei gleichzeitiger Verbesserung der Attraktivität, 

— durch die Einführung von Taktverkehr bei gleichzeitiger Ver- 
dichtung der Fahrpläne kann mit geringem Mehraufwand 
eine erhebliche Attraktivitätssteigerung erzielt werden, wobei 
in vielen Fällen die Erlössteigerung durch das vermehrte Rei- 
sendenaufkommen größer sein wird als die Mehraufwendun- 
gen für das verbesserte Leistungsangebot, 

— durch die Reduzierung, Umlegung bzw. Einstellung des 
Schienenparallelverkehrs mit Bahnbussen bei gleichzeitiger 
Einrichtung neuer Bahnbuslinien mit Sammelfunktion als 
Zubringerverkehr zu den nächsten Bahnhöfen kann das Rei- 
sendenaufkommen im Schienenpersonennahverkehr erhöht 
werden, können bisher im öffentlichen Verkehr nichtange- 
bundene Orte neu mit dem Bus angeschlossen werden und 
kann eine sinnvolle Aufgabenteilung zwischen Zug und Bus 
erfolgen, 

— durch eine bessere Abstimmung der Fahrpläne mit örtlichen 
Behörden und Firmen, die Verbesserung der Anschlußverbin- 
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düngen an Knotenbahnhöfen sowie intensive, streckenbezo- 
gene Werbung kann die Attraktivität erhöht werden und kön- 
nen neue Kunden gewonnen werden. 

Zusammen mit diesen Maßnahmen muß sichergestellt werden, 
daß keine weiteren Bahnhöfe und Güterabfertigungen geschlos- 
sen werden, da die Deutsche Bundesbahn mit jeder Schließung 
einen Teil ihrer Kunden verliert und für die betroffenen Orte eine 
Benachteiligung die Folge ist. 

Einige Maßnahmen hätte die Deutsche Bundesbahn auch im 
Rahmen der Eigenwirtschaftlichkeit zur Verbesserung der Ver- 
kehrsbedienung und Verkehrserschließung des Zonenrandgebie- 
tes in der Vergangenheit durchführen können, da sie entweder 
mit keinem oder nur geringem finanziellen Mehraufwand verbun- 
den gewesen wären oder aber die Erlössteigerung höher gewesen 
wäre als der Mehraufwand. Im Schienenpersonennahverkehr der 
Deutschen Bundesbahn waren hingegen keine Bemühungen sei- 
tens der Deutschen Bundesbahn selber zu erkennen, im Rahmen 
der eigenwirtschaftlichen Aufgabenstellung Verbesserungen bei 
der Verkehrserschließung und Verkehrsbedienung im Schienen- 
verkehr auf Strecken des Zonenrandgebietes herbeizuführen. 
Hierbei wurde nicht nur die Vorgabe des § 4 des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes mißachtet, sondern auch die Vorgabe aus § 28 des 
Bundesbahngesetzes, die Deutsche Bundesbahn wie ein Wirt- 
schaftsunternehmen mit dem Ziel bester Verkehrsbedienung 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten zu führen. Mit jeder 
Streckenstillegung verliert die Deutsche Bundesbahn auch Kun- 
den im Fernverkehr. Andererseits sind neu gewonnene Kunden 
durch Erhöhung der Attraktivität z. T. auch Fernverkehrsreisende 
mit den entsprechend hohen Erlössteigerungen. Es ist deshalb 
notwendig, daß der Deutschen Bundesbahn entsprechende Ziel- 
vorgaben erteüt werden, damit die Deutsche Bundesbahn die 
Maßnahmen durchführt, die sowohl den Vorgaben des Zonen- 
randförderungsgesetzes als auch den Vorgaben des § 28 des Bun- 
desbahngesetzes Rechnung tragen. Da die Zielsetzung des § 4 des 
Zonenrandförderungsgesetzes in der Vergangenheit nicht nur 
von der Deutschen Bundesbahn mißachtet wurde, sondern insbe- 
sondere auch von der Bundesregierung, soll diese aufgefordert 
werden, in Zukunft bei allen Maßnahmen die Zielsetzungen des 
Zonenrandförderungsgesetzes und des Raumordnungsgesetzes 
zu beachten. Dazu muß auch gehören, daß die Genehmigung für 
die Stillegung von Ausbesserungswerken oder sonstigen großen 
Dienststellen in Zukunft versagt wird. Von den 1970 noch beste- 
henden sechs Ausbesserungswerken im Zonenrandgebiet sind 
bisher schon die Ausbesserungswerke Göttingen und Braun- 
schweig geschlossen worden. In vielen Teüen des Zonenrandge- 
bietes ist die Deutsche Bundesbahn der größte Arbeitgeber und 
bedeutendste Auftragvergeber. Die Ausbesserungswerke im 
Zonenrandgebiet sind in vielen Fällen die Betriebe mit den mei- 
sten Beschäftigten der entsprechenden Städte. Dies gilt insbeson- 
dere für die Ausbesserungswerke Fulda und Weiden. Eine Schlie- 
ßung dieser Ausbesserungswerke hätte verheerende Auswirkun- 
gen auf die Arbeitsplatz- und Wirtschaftsstruktur dieser Räume 
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und steht der Förderung des Zonenrandgebietes diametral entge- 
gen. Bei Versagung von Genehmigungen für Maßnahmen der 
Deutschen Bundesbahn im Zonenrandgebiet entstehen der Deut- 
schen Bundesbahn ggf. Mehraufwendungen und Investitionsaus- 
gaben. Diese sind der Deutschen Bundesbahn gemäß § 28 a des 
Bundesbahngesetzes durch den Bund auszugleichen. Damit das 
Ziel dieser Ausgleichszahlungen - die Berücksichtigung der Vor- 
gaben des Zonenrandförderungsgesetzes - deutlich wird, sollen 
diese Ausgleichszahlungen im Haushaltsplan des Bundesmini- 
sters für innerdeutsche Beziehungen klar ausgewiesen werden. 
Die Höhe von Ausgleichszahlungen wird in engen Grenzen 
gehalten werden können, da die Versagung von Genehmigungen 
gekoppelt ist mit Zielvorgaben, den Schienenbetrieb wirtschaft- 
licher zu betreiben und attraktiver zu gestalten. Dadurch werden 
Kosten verringert und Erlöse erhöht. Außerdem können erheb- 
liche Mittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
eingespart werden, da der Bau oder Ausbau von Straßen im 
Zusammenhang mit der Stillegung von Eisenbahnstrecken gemäß 
§2 Abs. 1 Nr. le des GVFG sich erübrigen würde. Außerdem 
werden Mittel zur Strukturstärkung des Zonenrandgebietes ein- 
gespart, die notwendig würden, wenn infolge von Streckenstill- 
legungen eine weitere Strukturschwächung zu beseitigen wäre. 

Neben den regionalpolitischen Gründen muß jedoch zusätzlich 
daran erinnert werden, daß die Deutsche Bundesbahn angesichts 
zunehmender Umweltschäden als umweltfreundlichstes Ver- 
kehrsmittel an Bedeutung gewonnen hat. Das fortschreitende 
Wäldersterben, insbesondere ja auch in den Regionen des Zonen- 
randgebietes, z. B. im Harz, in der Oberpfalz und im Bayerischen 
Wald, sollte allein schon Grund genug sein, die Streckenstülegun- 
gen der Deutschen Bundesbahn zu stoppen und statt dessen den 
Schienenverkehr zu fördern. 

Auch sollte nicht vergessen werden, daß sich hinter dem Begriff 
„Strukturverschlechterung" nichts anderes verbirgt als die Ver- 
schlechterung der Existenzbedingungen und der Lebensqualität 
der betroffenen Bevölkerung. Der - wenn überhaupt zu erwar- 
tende - ohnehin geringe betriebswirtschaftliche Erfolg des Bun- 
desbahn-Schrumpfkurses im Zonenrandgebiet steht in keinem 
Verhältnis zu den negativen raumordnerischen, ökologischen, 
volkswirtschaftlichen und sozialen Nachteüen und Belastungen, 
die durch diese verfehlte Bundesbahnpolitik verursacht werden. 
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